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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider, Mick, Dr. Jenninger, Niegei, 
Link, Vehar und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1582 - 

betr. Wohnwert von Hochhäusern 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 21. Februar 1974 - L 3 - 02 01 13 ^ 
3/2 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Das Wohnen im Hochhaus ist weder ein Symbol der Vermas- 
sung, noch ein Ausdruck für Modernität. Es stellt nur eine 
unter vielen Möglichkeiten des Wohnens dar. Die bisherigen 
Erfahrungen haben allerdings bestätigt, daß die Hochhauswoh- 
nung nicht für jeden Haushaltstyp geeignet ist. 

Im übrigen sind dem Bau immer höherer Häuser schon allein 
von der Wirtschaftlichkeit her Grenzen gesetzt: Infolge der 
erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen liegen Gebäude von 
neun und mehr Wohngeschossen im allgemeinen außerhalb 
des wirtschaftlichen Optimums. 

An dieser Feststellung ändert auch die Tatsache nichts, daß in 
den 60er Jahren, zunächst ausgehend vom Begriff der städte- 
baulichen Dominante und später überlagert von dem Wunsch 
nach baulicher Verdichtung, eine größere Anzahl von Wohn- 
hochhäusern gebaut und in letzter Zeit einzelne spektakuläre 
Wohnhochhausprojekte im freifinanzierten bzw. steuerbegün- 
stigten Wohnungsbau realisiert wurden. Kritische Beobachtun- 
gen haben jedoch ergeben, daß in hochverdichteter Bebauung 
der Prozentsatz leerstehender Wohnungen besonders groß ist. 
Hierbei spielt offenbar nicht nur der Preis eine Rolle. Deshalb 
beabsichtigt z. B. das Land Hamburg, beim Bau des neuen Stadt- 
teils Billderstedt-Allermöhe - einer Planung für 70 000 Bewoh- 
ner - vom Prinzip der Verdichtung abzugehen und die vierge- 
schossige Bauweise nicht zu überschreiten. 

Der Zug zum Wohnhochhaus hat sich demnach verlangsamt. 
Es wäre aber sicher falsch, nunmehr das Wohnhochhaus 
schlechthin zu verwerfen. Humanes Wohnen ist auch in bau- 
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lieber Verdichtung möglich. Es gilt nur, den Sinn und die Gren“ 
zen deutlicher als bisher zu erkennen. 

Die Einzelfragen beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit und dem Bun- 
desminister des Innern wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung das Wohnen in Hochhäusern 
aus medizinisch-gesundheitlicher, psychologischer und soziologi- 
scher Sicht? 


Gesicherte Daten für eine generelle, abschließende Beurteilung 
aus medizinisch-gesundheitlicher, psychologischer und sozio- 
logischer Sicht liegen noch nicht vor. Einerseits wird von einem 
Anstieg der Krankheitsrisiken bei höherer Geschoßzahl und grö- 
ßerer Verdichtung berichtet, andererseits hat sich durch Umfrage 
ergeben, daß zwar das Wohnen im Hochhaus nicht jedermanns 
Wunsch ist, jedoch auch, daß die Bewohner von Hochhäusern 
sich relativ wohl fühlen und den technischen Komfort, die Ano- 
nymität des Wohnens und damit die freie Wahl der Kontakte, 
aber auch die freie Lage und die Aussicht schätzen. Sicherlich 
wirkt sich die individuell unterschiedliche Grundeinstellung auf 
das psychische und soziale Wohlbefinden verschieden aus. 


2. Welche wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung über die Probleme des Wohnens in Hochhäusern 
aus medizinisch-gesundheitlicher, psychologischer und soziolo- 
gischer Sicht vor? 

Die vorliegenden Einzelergebnisse sprechen in Teilbereichen 
für direkte und indirekte Einflüsse, die sich in medizinisch- 
gesundheitlicher, psychologischer und soziologischer Hinsicht 
auf das Befinden der Hochhausbewohner auswirken können. 
Eine Beurteilung wird dadurch erschwert, daß Wechselwirkun- 
gen und Summationseffekte berücksichtigt werden müssen. 
Außerdem ist die Vielzahl möglicher Wirkungskomponenten 
zu beachten, nicht zuletzt solche aus bautechnischem und bau- 
physikalischem Bereich. 

Die Einzelergebnisse lassen im übrigen den zwingenden Schluß 
nicht zu, daß es einen speziellen Hochhausfaktor gäbe, der kau- 
sal auf die Gesundheit oder das psychische und soziale Verhal- 
ten der Bewohner eines Hochhauses einwirkt. In Anbetracht der 
Unvollständigkeit des verfügbaren Materials ist die Bundes- 
regierung jedoch der Meinung, die diesbezügliche Forschung zu 
intensivieren. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Integrationsmöglichkeit 
der Bewohner von Hochhäusern und insbesondere die sozialen 
Entwicklungschancen der Kinder in Hochhäusern? 

Die Integrationsmöglichkeiten der Bewohner von Hochhäusern 
werden einerseits durch die jeweilige Wohnsituation ~ Woh- 
nungsgröße, technische Ausrüstung, Bebauungsdichte usw. so- 
wie Ausstattung der Hochhäuser mit Folgeeinrichtungen - be- 
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einflußt, andererseits hängen sie weitgehend von der Struktu- 
rierung der Einzelpersönlichkeit, von der Zugehörigkeit zu den 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen sowie von der jewei- 
ligen sozialen Lage ab. 

Auch die Entwicklungschancen der Kinder sind von einer Viel- 
falt von Faktoren abhängig, u. a. davon, wie viele Kinder in dem 
Hochhaus oder in der Nachbarschaft wohnen und welche Spiel- 
möglichkeiten in und außerhalb des Hauses für Kinder vorhan- 
den sind. Für Kleinkinder aus den oberen Geschossen besteht 
das Problem, daß sie ohne Begleitung kaum einen Spielplatz 
erreichen können. Manches Kind verbringt deshalb innerhalb 
der Wohnung, bei den Erwachsenen, mehr Zeit als gleichalterige 
Kinder, die leichten Zugang zu einer Spielgelegenheit haben, 
bei der sich auch andere Kinder befinden. Trotzdem hat eine 
Befragung ergeben, daß Eltern, die im Hochhaus wohnen und 
selbst Kinder haben, die Eignung von Wohnhochhäusern für 
Familien mit Kindern positiver beurteilen als kinderlose Haus- 
halte. 

Zur Situation der Kinder hat bereits der Bericht des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit im Jahre 1969 
„Mütter und Kinder in der Bundesrepublik'" Folgerungen ge- 
zogen. Sie sind inzwischen durch weitere Untersuchungen im 
ln- und Ausland erhärtet. 

Wie bereits in der Antwort auf Frage 1 dargelegt, ergeben die 
vorliegenden Einzelerkenntnisse aber noch kein allgemein gül- 
tiges Bild. Es bleibt den laufenden und späteren Untersuchungen 
Vorbehalten, die fehlenden Erkenntnisse zu ergänzen und vor 
allem Widersprüche aufzuhellen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Umweltrisiken einer Mas- 
sierung von Wohnhochhäusern? 

Die Umweltrisiken einer Massierung von Wohnhochhäusern 
lassen sich nur im Einzelfall ausreichend beurteilen. Hier wirkt 
eine Vielzahl von Faktoren, z. B. topographischer und meteoro- 
logischer Art, mit. So werden z. B. einerseits die Emissionen der 
Heizungsanlagen in größerer Höhe abgeführt und damit besser 
verteilt, andererseits aber kann die natürliche Durchlüftung, 
insbesondere bei Wetterlagen mit nur schwachen Winden, ver- 
mindert werden. Welcher von den vielen Faktoren von größerer 
Bedeutung ist, hängt vom jeweiligen Standort ab. Ob sich die 
Faktoren in der Mehrheit der Fälle negativ auswirken, ist noch 
nicht erforscht. 


5. Hält die Bundesregierung die Bewohner von Wohnhochhäusern 
gegen Brand- oder sonstige hochhausspezifischen Gefahren für 
ausreichend geschützt? 


Die bei Hochhäusern erforderlichen Brandschutzmaßnahmen 
sowie die anderen, aus Gründen der baulichen Sicherheit zu 
stellenden Anforderungen sind in den Bauordnungen der Län- 
der, den dazu erlassenen Durchführungsverordnungen und tech- 
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nischen Baubestimmungen geregelt. Aufgrund der Erfahrungen 
der hierfür ausschließlich zuständigen Länder ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß der gewährleistete Schutz aus- 
reicht. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls die Probleme des 
Wohnens in Hochhäusern durch ein interdisziplinäres Forschungs- 
programm erforschen zu lassen? 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat eine größere Zahl von Forschungsarbeiten durchführen 
lassen, in denen Fragen des Wohnhochhauses behandelt wur- 
den. Der Themenkatalog reicht von der Außenwandbekleidung 
bis zu Lüftungswärmeverlusten. Auch von anderen Stellen wur- 
den derartige Untersuchungen gefördert, so z. B. vom Innen- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen, der kürzlich eine 
Studie über die Gesundheitssituation der Bewohner von Hoch- 
häusern in Auftrag gab. Außerdem ist der Wissenschaftliche 
Beirat für Familienfragen des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit mit Untersuchungen zum „Sozialisie- 
rungseffekt von Wohnungen und Wohnungsumwelt'' befaßt. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat in 
seiner Antwort auf die Frage des Bundestagsabgeordneten 
Lorenz Niegel am 26. Mai 1970 bereits die grundsätzliche Ab- 
sicht erklärt, Fragestellungen, die seinen Aufgabenbereich be- 
treffen, in Abstimmung mit dem Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau untersuchen zu lassen. Nach- 
dem zwischenzeitlich auch auf bautechnischem Gebiet und aus 
der Sinnesphysiologie weitere Untersuchungsergebnisse vor- 
liegen, sollen 1974 Haushaltsmittel des BMJFG für Unter- 
suchungen dieser Art im human-medizinischen Bereich bereit- 
gestellt werden. 

Zahlreiche Erkenntnisse liegen demnach z. Z. bereits vor bzw. 
sind in absehbarer Zeit zu erwarten. Allerdings wird das Pro- 
blem jeweils von spezifischen Aspekten her betrachtet. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat deshalb einen umfassenden Auftrag an das Institut für 
Bauforschung erteilt, der sowohl technisch-konstruktive, wohn- 
funktioneile, soziologische und medizinische Gesichtspunkte als 
auch Fragen der Wirtschaftlichkeit einbezieht. In der Arbeit 
ist eine interdisziplinäre Beratergruppe eingeschaltet. Erste Teil- 
ergebnisse sind in diesem Jahr zu erwarten. 


7. Hält es die Bundesregierung für notwendig, daß der Gesetzgeber 
für den Bau von Wohnhochhäusern bestimmte Rahmenbedin- 
gungen festsetzt und wenn ja, welchen Mindestanforderungen 
müßten nach Ansicht der Bundesregierung diese Rahmenbedin- 
gungen genügen? 

In Anbetracht der ausreichenden, weitgehend einheitlichen und 
ins Detail gehenden Regelung der bautechnischen Fragen durch 
das der Kompetenz der Länder unterliegende Bauaufsichtsrecht 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdCh6 7/1738 


hält die Bundesregierung den Erlaß von Rahmenbedingungen 
in diesem Bereich nicht für erforderlich. 

Im Bereich der Wohnungsbauförderung hat der Bund infolge 
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern auf die Ge- 
staltung der einzelnen Bauvorhaben keinen Einfluß. Ob ange- 
sichts des wachsenden Verständnisses für die Möglichkeiten, 
aber auch die Grenzen des Wohnhochhauses die Schaffung von 
Rahmenbedingungen für die Wohnungsbauförderung ange- 
bracht ist, kann erst nach Abschluß der laufenden wissenschaft- 
lichen Untersuchungen und in Abstimmung mit den Ländern 
entschieden werden. 

Die Bundesregierung ist sich der Probleme bewußt, die durch 
die Errichtung von Wohnhochhäusern angesprochen werden. 
Weil der derzeitige Erkenntnisstand noch eine Reihe von Fra- 
gen offen läßt, ist die Bundesregierung um eine sachliche und 
gründliche Klärung bemüht. Sie hat die im Vorwort der Kleinen 
Anfrage angesprochene Fachtagung der Deutschen Gesellschaft 
für Wohnungsmedizin sehr begrüßt, weil das Thema „Wohn- 
hochhäuser“ in weiten Bereichen noch unerforscht und seine 
Bedeutung erst aufgrund negativer Erfahrungen in das Bewußt- 
sein der Öffentlichkeit gedrungen ist. Der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat durch Übernahme 
der Schirmherrschaft über die Fachtagung sein besonderes, un- 
mittelbares Interesse bekundet. Die auf der Fachtagung verab- 
schiedeten zehn Resolutionen zum Wohnhochhaus enthalten 
wertvolle Anregungen sowohl bautechnischer und städtebau- 
licher als auch wohnungsmedizinischer und wohnsoziologischer 
Art. Die Anregungen werden in die vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und vom Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit geförderten Unter- 
suchungen einbezogen werden. 
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